
Nichts  geht  auf  die  khnelle  mit  der  neuen  uVP-Novelle

Der Bau neuer Kraftwerks-

anlagen  stößt  immer  wie-

der  auf Proteste. Es ist zu

befürchten,  dass die oft

geforderte  Verfahrensbe-

schleunigung  nur auf dem

Papier stattfindet.
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Antworten  liefern.  die  die  Wirtschaft  schon

seitJahren  hinsichtlich  derviel  zu langen  Planungs-

verFahren  in Österreich  fordert.  Vür  allem  für  die

Umsetzung  der  notwendigen  Kraftwerksausbau-

ten  für  die  Energiewende  sowie  für  den  ebenso

dringend  notwendigen  Ausbau  der  Strom-Über-

tragungsnetze  sei eineVerfahrensbeschleunigung

unumgänglich,  heißt  es vonseiten  der  Wirtschaft.

Die  sogenannte  UVP, die  Umweltverträglichkeits-

prüfung  von  Großprojekten,  ist dabei  oft  hauptur-

sächlich,  dass  sich Genehmigungsverfahren  in

Österreich  in die  Länge  ziehen.  Das liegt  laut  Ex-

perten  aus derWirtschaft  nicht  nur  an der  großzü-

gigen  Parteistellung  von  NGOs  und  Bürgerinitiati-

ven,  sondern  auch  an der  massiv  personell  unter-

besetzten  Ve'rwaltungsebene.  Obwohl  die  UVP-

Novelle  noch  nicht  endgültig  beschlossen  ist  und

aktuell  die  Einwendungen  geprüft  werden,  sieht

Public-Law-Experte  Universitätsprofessor  Georg

Eisenbergerso  einige  Fallstricke  im neuen  Gesetz.

V*rscMrfungen  für  IndmtrAe

und  a*werbe

Vor  dem  Hintergrund  der  geplanten  Änderungen

sei zum  jetzigen  Zeitpunkt  davon  auszugehen,

dass  bei  Vorhaben  im Bereich  derlndustrie  und  im

Gewerbe  mehr  UVP-Feststellungsverfahren  und

mehr  UVP-GenehmigungsverFahren  durchgeführt

werden  müssen,  urteilt  Public-Law-Experte  Eisen-

berger  auf  Nachfrage  der  Wirtschafksnachrichten.

Von  Stefan  Rothbart

,,Zwar  sieht  die  Novelle  eine  grundsätzliche  Ver-

fahrensbeschleunigung  vor,  wenn  jedoch  mehr

Vorhaben  bei einer  Behörde  oder  einem  Gericht

anhängig  sind,  wird  die  Prüfung  der  Vorhaben

ohne  massive  Personalausweitung  unweigerlich

mehr  Zeit  in Anspruch  nehmen.  Deswegen  und

wegen  der  unveränderten  Stellung  von  NGOs  im

Verfahren  glaube  ich nicht,  dass  die  Maßnahmen

sichtbarzurVerFahrensbeschleunigung  beitragen",

erklärt  Eisenberger  die  möglichen  Auswirkungen.

Gerade  für  die  grüne  Transformation  der  Wirt-

schaft  laönnte  das  kontraproduktiv  sein.  Die  Regie-

rung  hat  zwar  mit  dem,,Klima-  und  Transformati-

ünspaket"  5,7 Milliarden  Eurü  für  die  Industrie  lo-

ckergemacht,  allerdings  sieht  die UVP-Novelle

keine  Erleichterungen  für  energieeffiziente  Indus-

trieneubauten  vor.,,Vorhaben  der  Energiewende

werden  im UVF,-Gesetz  nur,erzeugungsseitig'  ver-

standen.  Unter  grün  verstehe  ich aber  auch  Indus-

trieneubauten,  die  den  Stromverbrauch  massiv  re-

duzieren.  Fürsolche  gibtes  keine  Erleichterungen",

so Eisenberger.

Prüfung  vor  der  *igentlkhen  @»üh»ng.

Kritisch  wird  auch  die  Einführung  der  sügenannten

Einzelfallprüfung  für  Industrie-  und  Gewerbebau-

ten  gesehen.  Dabei  handelt  es sich  um eine  grobe

Vorprüfung  bei Anlagen,  die auf der,,grünen

Wiese"  ab 50.000  m2 errichtet  werden  sollen.  Die

ntention  dahinter  ist, den  Bodenverbrauch  kritisch

zu beurteilen.  Diö  Prüfung  vor  dem  eigentlichen

UVP-Verfahren  lässt  aber  keine  beschleunigten

Verfahren  erwarten.,,FestgesteIlt  wird:  Braucht  es

eine  UVP-Prüfung  oder  nicht.  G,rundsätzlich  müsste

die  Entscheidung  binnen  sechs  Wochen  mittels

Bescheides  ergehen,  was  in derTheorie  keine  allzu
ange  Verfahrensverzögerung  mit  sich bringen

würde.  In der  Praxis  dauern  diese  Vetfahren  aber

eider  regelmäßig.weit  länger  als sechs  Wochen,

oft  bis zu einem  Jahr  und  länger.  Kommt  die Be-

hörde  zum  Schluss  des  Nichtbestehens  einer  UVP-
Pflicht,  kann  es infolge  der  Erhebung  eines  Recht-
mittels  durch  NGOs  oder  Umweltanwälte  zu wei-

teren  Verzögerungen  kommen",  beurteilt  Eisen-

berger  die  erwartbaren  Auswirkungen.

unveränd*rte  Stellung  der  N@Os

Die  Parteienstellung  von  Nichtregierungsorgani-
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Der Bau neuer, energieeffizienter  Industriebauten  wird nicht  vereinfacht.
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sationen  wurde  indessen  in der  UVP-Novelle  de  facto  nicht  an-

getastet.  Diese  besteht  auch  bei Energieprojekten  weiterhin.

Windparks,  neue  Pumpspeicherkraftwerke  sowie  großflächige

Fotovoltaikanlagen  stoßen  aberimmer  wieder  auf  Proteste  von

Anrainern.  Aktuelle  Fälle  sind  etwa  der  Kraftwerksausbau  im Ti-

roler  Kaunertal.  Aufgrund  der  unveränderten  Parteienstellung

von  NGOsin  Verbindung  mit  der  Personalknappheit  bei  den  zu-

ständigen  Behörden  dürFte  die  VerFahrensbeschleunigung  vor-

erst  nur  auf  dem  Papier  stattfinden.  Public-Law-Experte  Eisenber-

ger  rät dem  Bund  daher  auch  zu einer  alternativen  Vorgehens-

weise:,,Eine  Beschleunigung  der  Energiewende  wird  man  nur

erreichen  können,  wenn  der  Bund  (allenfalls  nach  einer  strategi-

schen  Umweltprüfung  mit  Bürgerbeteiligung)  Standorte  für  al-

ternative  Energieerzeugungsanlagen  vorgibt  und  es dann  keine

Parteistellung  von  NGOs  und  Bürgerinitiativen  im VerFahren  gibt."

Wann  gilt  däe  neu*  uVP-Novelle?
Das Inkrafttreten  der  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen  rund

um die  UVP ist noch  nichtfix.  Zahlreiche  Projektwerber  im gan-

zen Land  sind  aktuell  daherverunsichert,  ob  sie nüch  vorlnkraft-

treten  einreichen  oder  die  Novelle  abwarten  sollten.  Laut  Ex-

perte  Georg  Eisenberger  kann  man  darauf  keine  pauschale  Ant-

wort  geben.  Dafür  müsste  man  sich  etwaige  Planungsvorhaben

einzeln  ansehen.  Er hält  aberfest:,,AufVorhaben,  für  die  ein  Ver-

fahren  vor  dem  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  der  Novelle  einge-

eitet  wurde,  sollen  gewissen  Änderungen  keine  Anwendung

finden.  Und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  das  VerFahren  bereits

bei den  Gerichten  oder  Gerichtshöfen  des  öffentlichen  Rechts

anfüngig  ist. Darunterfälltz.B.  die  neue  Strukturierung  desVer-

fahrens  und  die  damit  einhergehende  Festlegung  über  den  spä-

testmöglichen  Zeitpunkt  des  Einbringens  vün  Einwendungen."

Daneben  solle  für  UVP-pflichtige  Vorhaben  nach  dem  alten  UVP-

Gesetz,  die  nach  Inkrafttreten  der  Novelle  nicht  mehr  UVP-pflich-

tig wären,  eine  Fortführung  des  Verfahrens  nach der  alten

Rechtslage  gelten,  so Eisenberger.  Für Vürhaben,  für  die  zum

Zeitpunkt  deslnkrafttretens  der  Novelle  ein  Genehmigungsver-

fahren  nach  anderen  Verwaltungsvorschriften  anhängig  ist, sol-

len die  neugefassten  oder  eingefügten  Änderungen  der.  UVP-

Novelle nicht zur Anwendung gelangen. Je nach Projekt kann
es daher  günstiger  sein,  vür  Inkrafttreten  des  UVP-G  einzurei-

chen  oder  auch  die  Novelle  abzuwarten,  befindet  Eisenberger,

rät aber  Projektwerben  jedenfalls  einzureichen,  wenn  fertige  Pro-

jektunterlagen  vorliegen.,,Da  immer  die  Möglichkeit  besteht,

einen  Projektantrag  in jeder  Lage  des  Verfahrens  zurückzuzie-

hen,  sollten  fertige  Projekte  jedenfalls  eingereicht  werden.  So-

fern  es zu wesentlichen  Erleichterungen  durch  die  Novelle  käme,

könnte  man nämlich  noch  immer  ein neues  Projekt  einreichen

und  somit  die,neuen'  Vorschriften  anwendbar  machen",  so Ei-

senbergerabschließend.  0


